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Einleitung 


1. Die hiermit vorgelegte Orientierung zur Ver- 
wirklichung einer gemeinschaftlichen Energiepolitik 
ist als politischer Handlungsrahmen gedacht. Die 
Kommission hat sich bei ihrer Abfassung auf die 
umfangreichen und wertvollen Arbeiten, die von 
den drei früheren Exekutivorganen, hauptsächlich 
innerhalb der Interexekutiven Arbeitsgruppe „Ener- 
gie“, geleistet worden sind, sowie vor allem auf das 
zwischen den Regierungen der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften am 21. April 1964 ver- 
einbarte Protokoll eines Abkommens betreffend die 
Energiefragen sowie auf den Beschluß des Rates 
vom 10. Juli 1967 über die Politik der Gemeinschaft 
im Bereich von Erdöl und Erdgas -) gestützt. Neue 
Elemente in den Vorschlägen ergeben sich aus der 
Betrachtung des gesamten Energiesektors sowie 
aus dem Bemühen, die Aktionsrichtung und die Ak- 
tionsmittel möglichst konkret zu bestimmen. 

2. Um die Diskussion zu erleichtern, werden den 
Vorschlägen zwei Arbeitsdokumente beigefügt: Das 
erste Dokument „Die gegenwärtige Lage des Ener- 
giemarktes in der Gemeinschaft" soll der Herstel- 
lung eines Einvernehmens über die wichtigsten Da- 
ten der Energiewirtschaft in der Gemeinschaft die- 
nen. Das zweite Dokument „Grundprobleme einer 
gemeinschaftlichen Energiepolitik" enthält eine Zu- 
sammenfassung der energiepolitischen Probleme, 
die sich generell und in den einzelnen Sektoren stel- 
len. 

3. Die Kommission wird den Rat — unbeschadet 
der besonderen Zuständigkeit, die ihr nach den Ver- 
trägen zufällt — nach und nach mit Detailvorschlä- 
gen zur Verwirklichung einer gemeinschaftlichen 
Energiepolitik befassen. Bei der Abstimmung der 
Prioritäten wird sie die Fortschritte berücksichtigen, 
die sich aus den Beratungen über das vorliegende 
Dokument ergeben, sowie die Fristen, die die Ver- 
träge zur Erreichung bestimmter Ziele setzen. 

L Notwendigkeit einer gemeinschaftlichen Energie- 
politik 

4. Im Unterschied zu den Erzeugnissen der übrigen 
gewerblichen Wirtschaft und der Landwirtschaft be- 
stehen im Energiesektor noch schwerwiegende Han- 
delshemmnisse innerhalb der Gemeinschaft. Wird 
dieser Zustand nicht geändert und ein gemeinsamer 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 
30. April 1964, S. 1099. 

9 Mit diesem Besdiluß hat der Rat von der Übermittlung 
der ersten Aufzeichnung der Kommission über die 
Politik der Gemeinschaft im Bereich von Erdöl und 
Erdgas Kenntnis genommen und den Bericht des Aus- 
schusses der Ständigen Vertreter über die Schlußfolge- 
rungen dieser Aufzeichnung als Leitlinie für die wei- 
tere Arbeit in diesem Bereich gebilligt (Dokument des 
Rates Nr. 1014 [ECO 115]). 


Markt nicht in naher Zukunft auch im Energiebe- 
reich geschaffen, besteht die Gefahr, daß der auf 
diesem Gebiet erreichte Integrationsgrad wieder 
verlorengeht. Unterschiedliche Energieeinsatzko- 
sten, die vor allem auf Divergenzen in der Energie- 
politik der Mitgliedstaaten beruhen, verfälschen zu- 
nehmend die Wettbewerbslage energieintensiver 
Wirtschaftszweige und benachteiligen bestimmte 
Gebiete der Gemeinschaft bei wichtigen Investi- 
tionsentscheidungen. Die verständlichen Versuche, 
mit nationalen Mitteln Abhilfe zu schaffen, führen 
zu einer fortschreitenden Desintegration der euro- 
päischen Energiewirtschaft: Unwirtschaftliche Beihil- 
fesysteme, eine von Land zu Land unterschiedliche 
Verbrauchsbesteuerung und eine verstärkte natio- 
nale Versorgungs- und Marktpolitik sind die Fol- 
gen. Nur eine gemeinschaftliche Energiepolitik, die 
den Energiesektor voll in den gemeinsamen Markt 
einfügt, kann diesen gefährlichen Kurs ändern, 

5. Gemeinschaftliche Energiepolitik ist ferner not- 
wendig, um auf Gemeinschaftsebene einen Ausgleich 
der Risiken herbeizuführen, die sich auf Grund der 
hochgradigen Einfuhrabhängigkeit einiger Mitglied- 
staaten und einer ungenügenden Diversifizierung 
der Versorgungsströme ergeben. 

Mehr als die Hälfte des Energiebedarfs der Ge- 
meinschaft wird heute eingeführt; nur ein gemein- 
sames Handeln kann daher das Gewicht der Ge- 
meinschaft als Großkunde des Weltenergiemarktes 
zur Geltung bringen und eine ausreichend sichere 
Versorgungslage schaffen. 

6. An der Industrieproduktion der Gemeinschaft 
ist die Energiewirtschaft mit 12 v. H. beteiligt, die 
Investitionen der Energiewirtschaft repräsentieren 
im Mittel 15 bis 20 v. H. aller industriellen Investi- 
tionen. Der Wert der Energieeinfuhren in die Ge- 
meinschaft belief sich im Jahre 1967 auf etwa 
5,5 Milliarden RE, d. h. auf rund 18 v. H. des Wertes 
der Gesamteinfuhren. 

Die aus diesen Zahlen sprechende Bedeutung der 
auf die Energiewirtschaft gerichteten Interessen darf 
die Gemeinschaft nicht von der Verwirklichung der 
Energiepolitik abhalten, sie muß im Gegenteil An- 
laß sein, eine Gemeinschaftspolitik zu entwickeln, 
die sowohl die Gemeinschaft wie die Mitgliedstaa- 
ten in die Lage versetzt, ihre Interessen auf diesem 
lebenswichtigen Gebiet wirksamer zur Geltung zu 
bringen. 

II. Ziele einer gemeinschaftlichen Energiepolitik 

7. Die Kommission hält es nicht für erforderlich, 
die Ziele einer gemeinschaftlichen Energiepolitik, 
auf die sich die Mitgliedstaaten im Abkommenspro- 
tokoll des Jahres 1964 geeinigt haben, neu zu defi- 


3 



Drucksache V/3955 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


nieren. Die Liste dieser Ziele ist umfassend '^), eine 
strenge hierarchische Ordnung unmöglich. Jedoch 
möchte die Kommission Akzente setzen. 

Die drei Verträge streben unter optimalen wirt- 
schaftlichen und sozialen Bedingungen eine bestän- 
dige und ausgewogene Wirtschaftsausweitung, eine 
harmonische Entwicklung des Wirtschaftslebens, 
Stabilität und die beschleunigte Hebung der Lebens- 
haltung an. Die Rolle der Energie als Kostenfaktor 
für die Unternehmen bewirkt, daß Produktivität und 
Exportkraft der Wirtschaft spürbar vom Energie- 
preisniveau beeinflußt werden. Auf Grund des 
schnellen Ansteigens des Energieverbrauchs der pri- 
vaten Haushalte beeinflussen die Energiepreise zu- 
dem unmittelbar die Lebenshaltungskosten des Ein- 
zelnen. Deshalb muß der Schutz der Verbraucher- 
interessen im Mittelpunkt einer gemeinschaftlichen 
Energiepolitik stehen. Ziel muß sein, die Interessen 
der Energieverbraucher insgesamt und diejenigen 
der Verbraucher von Energie in bestimmten Formen 
oder zu spezifischen Verwendungszwecken in lang- 
fristiger Sicht unter Berücksichtigung der Tenden- 
zen auf dem Weltmarkt möglichst zuverlässig zu 
bestimmen sowie Instrumente bereitzuhalten, deren 
Anwendung diesen Interessen dienlich sein kann. 

8. Im Interesse der Gemeinschaft ist vor allem eine 
sichere Versorgung zu relativ stabilen und mög- 
lichst niedrigen Preisen anzustreben. Unbegründet 
ist die Behauptung, diese Forderung enthalte einen 
unlösbaren Widerspruch. Richtig ist lediglich, daß 
weder Sicherheit noch Billigkeit im Extrem zu errei- 
chen sind. 

Der Ausgleich zwischen dem Streben nach billiger 
Energie und dem unter Mengen- wie Preisaspekten 
notwendigen Streben nach Sicherheit der Energie- 
versorgung wird durch die Einführung einer lang- 
fristigen Betrachtung wesentlich erleichtert; in die- 
ser Sicht läßt sich ein hoher Versorgungsanteil nur 
kurzfristig verfügbarer Energiemengen nicht verant- 
worten. Die Versorgung der Gemeinschaft mit Ener- 
gie muß gleichzeitig unter Mengen- und Preisge- 
sichtspunkten gesehen werden, denn auf lange Sicht 
sind bei der Bestimmung der Optimalkosten ver- 
nünftigerweise die Kosten einer angemessenen 
Sicherheitsgarantie zu berücksichtigen. Wichtig ist 
auch, keine globale Sicherheits- oder Preisdiskus- 
sion zu führen, sondern nach Verwendungszwecken 
zu unterscheiden, und zwar unter Berücksichtigung 
des Grades der Substituierbarkeit der Primärener- 
gieträger. Für die Entwicklung energiepolitischer 
Zielvorstellungen, insbesondere unter preislichen 
Aspekten, ist ferner unerläßlich, mittel- und länger- 
fristige Vorstellungen darüber zu haben, zu wel- 
chen Kosten die Primärenergien wahrscheinlich ver- 

Das Abkommeiisprotükoll vom 21. April 1964 nennt 

folgende Ziele: 

— billige Versorgung 

— Versorgungssicherheit 

— • Progressivität der Substitutionen 

— Stabilität der Versorgung sowohl liinsichtlich ihrer 
Kosten als auch der verfügbaren Mengen 

— freie Wahl der Verbraucher 

— gerechter Wettbewerb zwischen den einzelnen Ener- 
gieträgern auf dem Gemeinsamen Markt 

— Ziele der allgemeinen Wirtschaftspolitik. 


fügbar sein werden und welche Primärenergie die 
Preistendenz maßgeblich bestimmen wird. 

9. Energiepolitische Ziele lassen sich nicht in rei- 
ner Form verwirklichen. Insbesondere können so- 
zialpolitische und regionalpolitische Gründe Anlaß 
sein, natürliche Substitutionsvorgänge zu verlang- 
samen oder zu beschleunigen. Energiepolitische Er- 
wägungen müssen auch in diesen Fällen die Rich- 
tung weisen, das Tempo der Anpassung kann je- 
doch aus sozial- oder regionalpolitischen Motiven 
verändert werden, ln diesem Zusammenhang schlägt 
die Kommission einen Fächer sozialer Maßnahmen 
vor, der dem Problem des Schicksals derjenigen Ar- 
beitnehmer im Steinkohlenbergbau gewidmet ist, 
die aus ihrem Beruf vorzeitig ausscheiden müssen. 

III. Instrumente einer gemeinschaftlichen Energie- 
politik 

10. Wie im Bereich der Ziele läßt sich auch hin- 
sichtlich der Mittel der Energiepolitik keine strenge 
Rangordnung aufstellen. Jedoch müssen Akzente 
gesetzt werden, um die Richtung der vorgeschlage- 
nen Politik deutlich zu machen und die Auswahl 
unter den verfügbaren Instrumenten in Funktion zu 
dieser Politik treffen zu können. 

Die dienende Rolle der Energiepolitik im Ver- 
braucherinteresse rechtfertigt die Forderung, auch 
auf dem Energiemarkt dem Wettbewerb die grund- 
sätzliche Steuerungsfunktion zuzuweisen. Wettbe- 
werb zwingt die Unternehmen zur vollen Entwick- 
lung ihrer Leistungskraft, er nötigt sie auf den Weg 
des technischen Fortschritts, fördert natürliche Sub- 
stitutionsvorgänge und führt zu einer Differenzie- 
rung des Angebots. Auch eine grundsätzlich wett- 
bewerbsorientierte Energiepolitik kann jedoch nicht 
auf ein wirtschaftspolitisches Instrumentarium ver- 
zichten, das eine stärkere Überwachung und Beein- 
flussung des freien Spiels der Kräfte gestattet, als 
es für einen großen Teil der übrigen Wirtschaft an- 
gezeigt ist. Dies hat im wesentlichen zwei Gründe; 

11. Aus der Forderung nach mengenmäßiger und 
preislicher Versorgungssicherheit ergibt sich zwangs- 
läufig die Forderung nach einer Sicherheitspolitik. 
Diese Politik besteht in allen wichtigen Industrie- 
staaten aus mindestens zwei Elementen; Einer Poli- 
tik, die für den Fall einer teilweisen Unterbrechung 
der Energiezufuhr Vorsorge trifft, und einer Politik, 
die die Versorgungsströme langfristig überwacht 
und im Bedarfsfall teilweise so beeinflußt, daß das 
notwendige Maß einer langfristig sicheren Versor- 
gung gewährleistet bleibt. 

12. Der zweite Grund dafür, daß über die allge- 
meinen Regeln hinaus Eingriffsmöglichkeiten vorzu- 
sehen sind, ergibt sich aus strukturellen Eigenhei- 
ten des Energiesektors, von denen hier nur die 
wichtigsten erwähnt seien: 

— Die naturgegebene Abhängigkeit der Gemein- 
schaft von Einfuhren ist im Energiesektor von 
größerer Bedeutung als in anderen Wirtschafts- 
bereichen. 

— Die technischen und wirtschaftlichen Gewin- 
nungsbedingungen der Primärenergiequellen 
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sind von einem Energievorkommen zum anderen 
verschieden. Neben der geologischen Struktur 
und der geographischen Lage der Energievor- 
kommen sind für die Art der Aufsuchungs- und 
Gewinnungsarbeiten die Vorschriften maßge- 
bend, die die Staaten, auf deren Hoheitsgebiet 
sich die Vorkommen befinden, den Gewinnungs- 
berechtigten auferlegen. 

— Die Erdgas- und die Elektrizitätswirtschaft sind 
auf feste Leitungswege angewiesen, was besondere 
Probleme aufwirft. 

— Die Mineralölindustrie verfügt dadurch über 
einen größeren Operationsspielraum, daß sie 
Erzeugnisse für zahlreiche Verwendungszwecke 
— einschließlich nichtenergetischer — in verän- 
derlichen Proportionen hersteilen kann. 

— In einigen Sektoren schließen die Produktions- 
bedingungen kurzfristige Anpassungen an eine 
sich ändernde Nachfrage aus. Bei sehr unter- 
schiedlicher Angebotsflexibilität der einzelnen 
Energiesektoren stehen zugleich alle Primär- 
energieträger auf dem Energiemarkt miteinander 
in Wettbewerb. 

— In allen Bereichen der Energiewirtschaft sind die 
Kapitahnvestitionen außergewöhnlich hoch und 
verlangen besonders langfristige Planungen. 

— Kennzeichnend ist schließlich die besondere 
Eigenart der Angebotsstrukturen der Energie- 
wirtschaft. Einer in der Regel sehr großen Zahl 
von Abnehmern steht eine verhältnismäßig ge- 
ringe Zahl von Anbietern gegenüber. Die Kon- 
zentrationstendenz auf der Angebotsseite ergibt 
sich daraus, daß das für die Durchführung der 
Prospektions- und Gewinnungsarbeiten aufzu- 
bringende Kapital angesichts der vielfältigen Ri- 
siken der Förderung nur einer kleinen Zahl von 
Unternehmen zur Verfügung steht. In der Erdöl- 
wirtschaft wird diese Entwicklung noch dadurch 
verstärkt, daß die vertikale Integration von der 
Quelle bis zum Angebot an den Letztverbrau- 
cher eine Arbeit von vielen Jahren erfordert. Da 
Erdöl nur zu einem geringen Teil außerhalb in- 
tegrierter Unternehmen abgesetzt wird, unter- 
liegen wesentliche Vorgänge auf diesem Markt 
besondere Gesetzmäßigkeiten. 

13. Außerdem befinden sich die Energieträger in 
verschiedenen wirtschaftlichen Entwicklungsstadien. 
Der Kohlenbergbau ist in Europa im Rückzug begrif- 
fen und muß sich unter schwierigen Bedingungen an 
eine neue Marktsituation anpassen. Die Erdöl- und 
Erdgasindustrie befinden sich im vollen wirtschaft- 
lichen Aufschwung. Da diese Industriezweige in 
Europa vergleichsweise jung sind, muß die Ausge- 
wogenheit der Wettbewerbsbedingungen in diesem 
Sektor sichergestellt werden. Die Atomwirtschaft, 
die sich an der Schwelle ihrer industriellen Entwick- 
lung befindet, steht vor Forschungs- und Entwick- 
lungsrisiken, die sie aus eigenen Kräften nicht tra- 
gen kann. 

14. Diese Besonderheiten des Energiesektors ha- 
ben dazu geführt, daß die Energiewirtschaft in nahe- 
zu allen ihren Erscheinungsformen innerhalb und 


außerhalb der Gemeinschaft Gegenstand von Son- 
derregelungen ist. Die staatliche Einflußnahme 
reicht von Einfuhrverboten und streng gehandhab- 
ten mengenmäßigen Einfuhrbeschränkungen bis zu 
mengenmäßigen Beschränkungen beim Absatz, be- 
sonderen Preisregeln und einer Fülle von Hilfsin- 
strumenten, die eine Korrektur des Spiels der freien 
Kräfte gestatten. Auch Länder mit einem grundsätz- 
lich liberalen Wirtschaftssystem, wie die Vereinig- 
ten Staaten und Japan, haben eine relativ strenge 
Reglementierung des Energiemarktes eingeführt. In 
Industrienationen, in denen die Reglementierung 
äußerlich kaum in Erscheinung tritt, verfügen die 
Regierungen zumeist in Form von staatlichen Betei- 
ligungen an bedeutenden Energieanbietern über 
einen regulierenden Einfluß. 

15. Die Kommission schlägt ein System vor, das 
ein ausreichendes energiepolitisches Handeln der 
Gemeinschaft ermöglicht, in dem jedoch nur die für 
die Verwirklichung der Politik der Gemeinschaft un- 
erläßlichen Instrumente vorgesehen und eingesetzt 
werden. Die Notwendigkeit des vorgesehenen In- 
strumentariums ergibt sich aus den in den Anlagen 
dargestellten Fakten und Problemanalysen der 
Energiewirtschaft der Gemeinschaft. 

16. Die Energiepolitik hängt nicht nur von der Art 
des bereitgestellten Instrumentariums, sondern vor 
allem davon ab, wie davon Gebrauch gemacht wird. 
Der leitende Gedanke für die hier vorgelegten Vor- 
schläge ist: Die Uberwachungsfunktion genießt Prio- 
rität — von der Eingriffsmöglichkeit ist nur als 
Ultima ratio Gebrauch zu machen. Nötigt die Ent- 
wicklung des Marktgeschehens zu einem Eingriff, 
soll zunächst das Mittel der Empfehlung einge- 
setzt werden. 

17. Die Verwirklichung einer gemeinschaftlichen 
Politik kann Aktionen notwendig machen, die in 
den Verträgen nicht vorgesehen sind. Soweit sich 
diese Aktionen in den Rahmen einer gemeinschaft- 
lichen Politik einfügen, sollten sie von den Mit- 
gliedstaaten durchgeführt werden. Neue Aktionen 
von Gemeinschaftsorganen werden vorgesehen, so- 
weit sich das angestrebte Ziel nicht mit einzelstaat- 
lichen Maßnahmen erreichen läßt. 

18. Die Energiepolitik der Gemeinschaft wird ein 
ständiger Vorgang und das Ergebnis des Zusam- 
menspiels mehrerer Einzelmaßnahmen sein. Um ein 
gegebenes Ziel zu erreichen, muß die Anwendung 
der hier vorgesehenen Mittel flexibel, selektiv und 
in einer optimalen Kombination erfolgen. 

19. Die Kommission wird bei der Vorlage von De- 
tailvorschlägen zur Verwirklichung einer gemein- 
schaftlichen Energiepolitik berücksichtigen, ob die 
Maßnahmen auf Grund des geltenden Vertrags- 
rechts verwirklicht werden können oder ob sie bis 
zum Inkrafttreten eines einheitlichen Vertrages, der 
angemessene Vorschriften enthält, Gegenstand von 
Vereinbarungen zwischen den Regierungen der Mit- 
gliedstaaten sein müssen. 

b Im Rahmen dieses Dokuments ist der Begriff „Empfeh- 
hing" im Sinne des EWG-Vertrages zu verstehen. 
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20. Die Vorschläge der Kommission sind in drei 

Abschnitte gegliedert: 

A. Bestimmung eines allgemeinen Aktionsrahmens 
und einer Politik, die für den Fall einer teilwei- 
sen Unterbrechung der Energiezufuhr Vorsorge 
trifft; 

B. Maßnahmen, die die Errichtung eines gemeinsa- 
men Marktes betreffen; 

C. Maßnahmen zur Verwirklichung einer Politik 
der billigen und sicheren Versorgung. 


A. Aktionsrahmen 

Die Verwirklichung der energiepolitischen Ziele 
ist ein langfristiger Prozeß, der sich schrittweise 
vollzieht. Um die Erreichung der Ziele und die 
Kohärenz der erforderlichen Maßnalrmen sicherzu- 
stellen, soll ein Aktionsrahmen geschaffen werden, 
der mittelfristige Vorausschauen und Orientierun- 
gen, jährliche Konjunkturuntersuchungen und Maß- 
nahmen für den Fall von Versorgungsschwierigkei- 
ten enthält und damit die Voraussetzungen für die 
Verwirklichung aller in diesem Dokument vorge- 
schlagenen Maßnahmen schafft. 

L Mittelfristige Vorausschauen und Orientierungen 

Die Energiewirtschaft in der Gemeinschaft wird 
durch die Langfristigkeit der Investitionen, durch 
die Komplexität der Substitutionsvorgänge, durch 
die Vielfalt öffentlicher Interventionen, durch eine 
rasche technologische Entwicklung sowie durch eine 
zunehmende Abhängigkeit vom Weltmarkt gekenn- 
zeichnet. Um angesichts dieses Tatbestandes die 
notwendige Kohärenz energiepolitischer Maßnah- 
men zu ermöglichen, sind mittelfristige Voraus- 
schauen und Orientierungen für den Bereich der Ge- 
samtenergie sowie für die einzelnen Energieträger 
notwendig. Im Rahmen der Vorausschauen und 
Orientierungen wird zugleich zu prüfen sein, ob sich 
die Entwicklung des Energiesektors im Einklang 
mit den Zielen der mittelfristigen Wirtschaftspolitik 
vollzieht. 

Für die Kohle ergeben sich Probleme sowohl im 
Hinblick auf die Förderentwicklung als auch hin- 
sichtlich der erforderlichen Umstrukturierung derje- 
nigen Produktionskapazitäten, deren Aufrechterhal- 
tung vor allem unter dem Aspekt der Sicherheit der 
Versorgung als notwendig erachtet wird. Um einen 
Überblick über die optimalen Bedingungen für die 
Versorgung mit Kohle aus Gemeinschaftsvorkom- 
men einerseits und aus Einfuhrkohle andererseits 
zu gewinnen, ist eine Vorausschätzung des Bedarfs 
der verschiedenen Verbrauchssektoren auf mittlere 
und möglichst auch auf lange Sicht erforderlich. 

Für die Versorgung der Gemeinschaft mit Kohlen- 
wasserstoffen sind die Angebots- und Nachfragebe- 
dingungen auf dem Weltmarkt zu untersuchen. Fer- 
ner sind der Einfuhrbedarf und der Investitionsauf- 
wand zu veranschlagen. 

Im Bereich der Kernenergie ist zu untersuchen, 
auf welche Weise Kernkraftwerke einer möglichst 


begrenzten Zahl von Typen am besten in das Strom- 
versorgungsnetz eingegliedert werden können und 
über welche Kapazität die Hersteller kerntech- 
nischer Anlagen verfügen müssen, um den Bedarf 
decken zu können. 

Die Kommission schlägt vor; 

1. Es werden auf der Grundlage der wirtschaft- 
lichen Entwicklungstendenzen weiterhin Voraus- 
schätzungen des Angebots und der Nachfrage 
auf dem Energiesektor erstellt, die auf etwa 
fünf Jahre befristet sind. Diese Vorausschätzun- 
gen müssen sich in längerfristige Perspektiven 
einordnen, die neben den möglichen technologi- 
schen Entwicklungen auch den Änderungen in 
der Marktstruktur Rechnung tragen. 

2. Diese Vorausschätzungen für die einzelnen Ener- 
gieträger werden ausgewertet 

einerseits wie bisher durch 

a) Aufstellung „Allgemeiner Ziele" und „Hin- 
weisender Programme" für die Kohle und die 
Kernenergie entsprechend den Vorschriften 
des EGKS- und des EAG- Vertrages; 

andererseits durch 

b) Aufstellung eines „Hinweisenden Pro- 
gramms" für den Elektrizitätssektor, wie es 
im EAG-Vertrag für die Kernenergie vorge- 
sehen ist; 

c) Darstellung von Orientierungen für eine mit- 
telfristige Politik im Bereich der übrigen 
Energieträger. 

Um die Erarbeitung dieser Vorausschätzungen 
und Orientierungen zu erleichtern, wird die Kom- 
mission regelmäßig Vertreter der Mitgliedstaaten 
sowie der interessierten Berufskreise konsultieren. 
Die Kommission wird diese Vorausschätzungen und 
Orientierungen dem Rat zuleiten und sie veröffent- 
lichen. 

II. Untersuchung der Konjunktur — Jährliche 
Bilanzen 

Konjunkturelle Schwankungen auf dem Energie- 
markt können die in den mittelfristigen Voraus- 
schauen und Orientierungen festgestellten Tenden- 
zen überlagern und Anpassungsmaßnahmen erfor- 
derlich machen. 

Die Kommission schlägt vor: 

1. Es werden weiterhin Jahresberichte über die 
Energiekonjunktur aufgestellt, die jeweils eine 
Darstellung der Situation und eine Vorschau für 
das kommende Jahr umfassen. 

2. Auf der Grundlage dieser Berichte werden die 
gegebenenfalls notwendigen Anpassungsmaß- 
nahmen sowie angemessene Verfahren für ihre 
Anwendung festgelegt. 

III. Maßnahmen für den Fall von Versorgungs- 
schwierigkeiten 

Angesichts ihrer hochgradigen Einfuhrabhängig- 
keit kann die Gemeinschaft nicht darauf verzichten. 
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vorsorgliche Maßnahmen zu ergreifen, um dem Ri- 
siko von Versorgungsunterbrechungen begegnen zu 
können. 

Die Kommission schlägt vor: 

Gemeinsam mit den Vertretern der Mitgliedstaa- 
ten werden Maßnahmen zur Überwindung von Ver- 
sorgungsschwierigkeiten geprüft, insbesondere 

1. laufende Untersuchung der Versorgungsmöglich- 
keiten für die Gemeinschaft, der Risiken von Un- 
terbrechungen und der möglichen Gegenmaßnah- 
men (Veranschlagung der in der Welt verfügba- 
ren oder in Reserve stehenden Produktions- und 
Transportkapazitäten) ; 

2. die Verwirklichung einer Vorratshaltungspolitik 
für Erdöl, Erdölerzeugnisse und Kernbrennstoffe 
als Bestandteil einer gemeinschaftlichen Versor- 
gungspolitik. 


B. Errichtung des Gemeinsamen Marktes 

Um eines der wichtigsten Ziele der Verträge, die 
Errichtung eines Gemeinsamen Marktes, im Energie- 
sektor zu verwirklichen, müssen Maßnahmen im 
Bereich des freien Warenverkehrs, der Niederlas- 
sungsfreiheit, der Anwendung der Wettbewerbsre- 
geln und der indirekten Besteuerung vorgesehen 
werden. 

1. Freier Warenverkehr 

Das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes im 
Bereich der Erdölwirtschaft setzt die einheitliche 
Anwendung des gemeinsamen Zolltarifs für Erdöl- 
erzeugnisse voraus. 

Bis zum Ende der Übergangszeit muß gemäß 
Artikel 37 des EWG-Vertrages die Umformung der 
staatlichen Handelsmonopole durchgeführt sein. 
Diese Umformung würde ohne jeden Zweifel durch 
energiepolitische Gemeinschaftslösungen erleichtert. 
Die Kommission schlägt deshalb konkrete Maßnah- 
men im handeis- und strukturpolitischen Bereich vor, 
die es gestatten, die vorgeschriebene Umformung zu 
erleichtern. Ferner müssen auch diejenigen Handels- 
beschränkungen zwischen den Mitgliedstaaten be- 
seitigt werden, die eine ähnliche Wirkung haben. 

Die auf technische Vorschriften zurückgehenden 
Hindernisse müssen sowohl im Hinblick auf die 
Energieträger selbst als auch hinsichtlich der Aus- 
rüstungen für ihre Produktion, ihren Transport oder 
ihre Verwendung beseitigt werden. Bei gewissen 
leitungsgebundenen Energieträgern kann die noch 
nicht ausreichende Harmonisierung der technischen 
Normen und der Sicherheitsnormen dazu führen, 
daß der Zugang zu den jeweils vorhandenen Trans- 
portwegen nicht uneingeschränkt möglich ist; dieser 
Zustand ist zu beseitigen. Darüber hinaus müssen 
gemeinschaftliche Verhaltensvorschriften für die 
Durchleitung und Tarifgestaltung geprüft werden. 

Die Kommission schlägt vor: 

1. Der Beschluß des Rates über die Zollbehandlung 
der Erdölerzeugnisse vom 8. Mai 1964, der die 


Tarif fragen betrifft, wird durch Regelungen über 
den Ursprungsbegriff und die Zollbewertung er- 
gänzt. 

2. Unbeschadet der Maßnahmen, die in Anwendung 
der Vertragsvorschriften, insbesondere des Arti- 
kels 37, zu ergreifen sind, werden energiepoli- 
tische Gemeinschaftslösungen vorgelegt, die ge- 
eignet sind, die Umformung der staatlichen 
Handelsmonopole sowie der privaten und 
öffentlichen Systeme gleicher Wirkung zu er- 
leichtern. 

3. Auf der Basis des Programms zur Beseitigung 
der technischen Hemmnisse im innergemein- 
schaftlichen Warenverkehr^): 

a) Angleichung der technischen Vorschriften be- 
treffend die Baumaterialien und Bauteile für 
Kraftwerke, insbesondere für Kernkraftwerke; 

b) Angleichung der Vorschriften für die Quali- 
tät der Erzeugnisse auf dem Erdölsektor; 

c) Angleichung der Sicherheitsvorschriften für 
den Transport von Erdöl®) und Erdgas in 
Pipelines; 

d) Angleichung der Maßnahmen zum Schutz 
gegen die Verunreinigung der Umwelt, so- 
weit sie die Qualität der Energieerzeugnisse 
betreffen. 

4. Vorschriften für den Transport durch Gas- und 
Ölleitungen sowie durch elektrische Leitungen 
einschließlich der Tarifgestaltung werden unter- 
sucht und gegebenenfalls in Form von Empfeh- 
lungen oder Richtlinien eingeführt, soweit die 
Transportleistungen von gemeinsamem Interesse 
sind. 

II. Niederlassungsfreiheit 

Obwohl die meisten Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften, die die Niederlassungsfreiheit und den 
freien Dienstleistungsverkehr behindern, bereits 
aufgehoben worden sind oder in Kürze aufgehoben 
sein werden, müssen in bestimmten Fällen die Vor- 
aussetzungen für eine wirkliche Nicht-Diskriminie- 
rung noch geschaffen werden, und zwar insbeson- 
dere durch Ausarbeitung objektiver Kriterien, die 
von den nationalen Behörden bei der Ausübung 
ihrer Befugnisse zu beachten sind. 

Die Kommission schlägt vor; 

Unter Berücksichtigung der für die Orientierung 
der Investitionen geltenden Vorschriften (vgl. die 
Vorschläge zu C II), die in gleicher Weise gegen- 
über allen Unternehmen aus Gemeinschaftsländern 
anzuwenden sind, werden Maßnahmen für eine 


•'’) Allgemeines Programm zur Beseitigung der technischen 
Hemmnisse im innergemeinschaftlichen Warenverkehr, 
die sich aus der Unterschiedlichkeit der einzelstaat- 
lichen Rechtsvorschriften ergeben. — Dok. KOM (68) 138 
endg. vom 5. März 1968, dem Rat vorgelegt am 7. März 
1968. 

^') Die Kommission hat dem Rat hierzu am 30. Juli 1968 
einen entsprechenden Richtlinienvorschlag übermittelt 
(Dok. KOM [68] 640 endg.). 
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wirksame Beseitigung der Diskriminierungen, ins- 
besondere auf folgenden Gebieten ergriffen: 

1. Verfahren zur Erteilung von Genehmigungen zur 
Aufsuchung und Förderung von Erdöl und Erd- 
gas; 

2. Verfahren zur Erteilung von Genehmigungen 
zum Betrieb von Raffinerien; 

3. Verfahren zur Erteilung von Genehmigungen 
zum Betrieb von Tankstellen; 

4. Konzessionssystem für die Beförderung von 
Strom, Gas und Erdöl und für die Verteilung von 
Strom und Gas; 

5. Verfahren zur Vergabe von Lieferaufträgen zur 
Ausrüstung öffentlicher Unternehmen des Ener- 
giesektors mit dem Ziel, allen Unternehmen der 
Gemeinschaft allgemein die Möglichkeit des Zu- 
gangs zu Aufträgen der öffentlichen Hand zu 
verschaffen. 

III. Wettbewerbsregeln 

Da die Wettbewerbsregeln der drei Verträge von- 
einander abweichen, muß bis zur Fusion der Ver- 
tragswerke versucht werden, bei ihrer Anwendung 
im Rahmen des rechtlich Möglichen den Handlungs- 
rahmen, den die Unternehmen beachten müssen, im 
gesamten Bereich der Energiewirtschaft so zu ge- 
stalten, daß die Wettbewerbsbedingungen nicht ver- 
fälscht werden. Angesichts der Angebotsstruktur 
müssen zudem spezifische Vorkehrungen getroffen 
werden, um den Verbrauchern ohne Diskriminie- 
rung Zugang zu den Versorgungsquellen zu ermög- 
lichen. Eine kleine Zahl großer Gesellschaften hat 
in der Mineralölwirtschaft, in der Erdgaswirtschaft 
und in der Kernbrennstoffwirtschaft eine sehr starke 
Marktposition; weitere Konzentrationen in diesen 
Bereichen müssen einer vorbeugenden Überwachung 
unterworfen werden, um schwerwiegende Gefahren 
für das Funktionieren des marktwirtschaftlichen 
Systems abzuwenden. Um Verhaltensweisen fest- 
stellen zu können, die den Wettbewerbsregeln 
widersprechen, muß die Kommission in die Lage 
versetzt werden, Informationen über die tatsächlich 
angewendeten Marktpreise zu erhalten. 

Die Kommission schlägt vor: 

1. Es werden Maßnahmen getroffen, um sicherzu- 
stellen, daß alle Verbraucher ohne Diskriminie- 
rung in den Versorgungsbedingungen zu der 
innerhalb der Gemeinschaft erzeugten Primär- 
energie und zu den Versorgungsquellen in Dritt- 
ländern Zugang haben, die von der Gemein- 
schaft kontrolliert werden oder die unter ihrer 
Beteiligung erschlossen worden sind. 

2. Für Unternehmenszusammenschlüsse im Bereich 
der Mineralöl-, der Erdgas- und der Kernbrenn- 
stoffwirtschaft wird ein Anmeldeverfahren mit 
Wartefrist eingeführt, das der Kommission Ge- 
legenheit gibt, zu geplanten Konzentrationsvor- 
gängen vor deren Verwirklichung Stellung zu 
nehmen. Falls sich dieses Verfahren als unzurei- 
chend erweisen sollte, müßte eine Präventivkon- 
trolle in Betracht gezogen werden. 


3. Unbeschadet des für die Kohle nach Artikel 60 
des EGKS-Vertrages geltenden Rechts wird ein 
Verfahren vorgesehen, das es der Kommission 
gestattet, nachträglich von den tatsächlich an- 
gewendeten Marktpreisen für alle Energiefor- 
men Kenntnis zu nehmen. 

4. Gemeinsam mit Vertretern der Mitgliedstaaten 
wird geprüft, inwieweit Anlaß besteht, preis- 
politische Vorschriften der Mitgliedstaaten (z. B. 
Höchstpreise, Preisgenehmigungsverfahren, Preis- 
indexverfahren) und deren Anwendung auf Ge- 
meinschaftsebene einheitlich zu gestalten. 

IV. Indirekte Besteuerung 

Die zwischen den Mitgliedstaaten bestehenden 
Unterschiede im Niveau der Besteuerung ein und 
desselben Energieträgers können die Marktbedin- 
gungen innerhalb der Gemeinschaft verfälschen. 
Außerdem verfälscht die unterschiedliche Besteue- 
rung der Energieträger innerhalb eines Mitglied- 
staates den Wettbewerb zwischen den Energien und 
beeinflußt die Wahl des Verbrauchers. 

Die Kommission schlägt vor: 

1. Harmonisierte Anwendung des Mehrwertsteuer- 
systems im Energiesektor; 

2. Harmonisierung der spezifischen Verbrauchsbe- 
steuerung von Produkten zur energetischen Ver- 
wendung und schrittweise Senkung dieser 
Steuern, soweit sie zum Schutz gewisser Ener- 
gieformen bestimmt sind; 

3. Harmonisierung der Treibstoffbesteuerung unter 
Berücksichtigung der gemeinsamen Energiepoli- 
tik sowie im allgemeineren Rahmen einer Flar- 
monisierung der spezifischen Besteuerung der 
Mineralölerzeugnisse ”). 


C. Die Verwirklichung einer Politik der billigen 
und sicheren Versorgung 

I. Handelspolitik 

Angesichts der Bedeutung der Energieträger für 
die wirtschaftliche Aktivität in der Gemeinschaft ist 
es für diese unerläßlich, über versorgungsregulie- 
rende Hilfsmittel zu verfügen, die den Verhältnissen 
entsprechend eingesetzt werden. 

Spezifische Maßnahmen auf dem Energiesektor 
müssen einerseits den allgemeinen handelspoli- 
tischen Zielen Rechnung tragen, andererseits jedoch 
bestimmten Eigenzielen der Energiepolitik dienen. 

Auf dem Kohlesektor kann die Förderung, die aus 
Gründen der Versorgungssicherheit erforderlich ist, 
nur dann beibehalten und der Anpassungsprozeß nur 
dann wirksam kontrolliert werden, wenn eine koor- 
dinierte Einfuhrpolitik entwickelt wird. 

Das Einfuhrregime für Kohlenwasserstoff und 
Kernbrenntstoffe sollte so beschaffen sein, daß es die 

b Die Kommission wird zai diesem besonderen Punkt in 
Kürze Vorschläge unterbreiten. 
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unternehmerische Initiative und Entscheidungsfrei- 
heit grundsätzlich gewährleistet. Es muß Möglich- 
keiten vorsehen, um auf Gemeinschaftsebene die 
Versorgungsprogramme der Unternehmen vor ihrer 
Verwirklichung kennenzulernen und zu einem Ver- 
sorgungsprogramm auf Gemeinschaftsebene zusam- 
menzufassen. 

Das Einfuhrregime für assoziierte Länder und die 
Piandels- und Versorgungsabkommen mit Drittlän- 
dern müssen den energiepolitischen Zielen Rech- 
nung tragen. Außerdem muß bei der Festlegung der 
Einfuhrpolitik der Begriff des Ursprungs von Erdöl- 
erzeugnissen definiert werden (vgl. hierzu den Vor- 
schlag B I 1). 

Die Kommission schlägt vor; 

1. Die nationalen Importprogramme für die Stein- 
kohle werden koordiniert, über die Durchfüh- 
rung der Programme findet ein Informations- 
austausch statt. 

2. Im Bereich der Kohlenwasserstoffe und Kern- 
brennstoffe wird eine gemeinschaftliche Versor- 
gungspolitik festgelegt. Zu diesem Zweck wird 
auf Gemeinschaftsebene ein Versorgungspro- 
gramm aufgestellt, das sich aus den Versorgungs- 
programmen der Unternehmen ergibt. Anhand 
dieses Versorgungsprogramms kann geprüft wer- 
den, ob die Verwirklichung der energiepoli- 
tischen Ziele hinreichend gesichert ist. Stellt die 
Kommission fest, daß dies nicht der Fall ist, so 
wird sie die notwendigen Konsultationen, vor 
allem mit den Vertretern der Mitgliedstaaten, 
durchführen und Empfehlungen aussprechen. Für 
den Fall, daß diese Empfehlungen nicht befolgt 
werden, wird sie geeignete gemeinschaftliche 
Verfahren vorschlagen. 

3. Das Regime für Energieeinfuhren aus assoziier- 
ten Ländern wird unter Berücksichtigung der 
energiepolitischen Ziele der Gemeinschaft fest- 
gelegt. Dasselbe gilt für den Abschluß von Han- 
delsabkommen und Versorgungsabkommen mit 
Drittländern. 

II. Orientierung der Investitionen 

Das geltende Recht sieht in den Bereichen der 
Kohle- und der Atomwirtschaft Stellungnahmen der 
Kommission zu einzelnen Kapitalinvestitionen vor. 
Für die übrigen Bereiche der Energiewirtschaft soll- 
ten der Kommission Investitionsvorhaben mitgeteilt 
werden, die von gemeinschaftlichem Interesse sein 
können, ohne daß der Kommission ein Zwang auf- 
erlegt wird, zu einzelnen Vorhaben Stellung zu neh- 
men. Die Mitteilung wichtiger Investitionsvorhaben 
ist angezeigt, weil Kapitalinvestitionen in der Ener- 
giewirtschaft langfristig geplant werden müssen und 
ihre Ausführung viele Jahre beansprucht. Ange- 
sichts der schnellen Wandlungen auf dem Energie- 
markt und vielfältiger staatlicher Eingriffe können 
die Anbieter von Energie den künftigen Substitu- 
tionsverlauf für die einzelnen Energieformen nur 
schwer durchschauen. 

Auf dem Gebiet der Kernenergie müssen sich die 
Investitionen in eine rationelle Reaktorbaustrategie 


einfügen, um eine optimale Struktur des Reaktorbe- 
standes zu erreichen und Verschwendungen oder 
Verzögerungen in der technischen Entwicklung zu 
verhindern. 

Bei der Elektrizität gefährdet das Fehlen einer 
Koordinierung der Investitionen auf Gemeinschafts- 
ebene die Erreichung einer bestmöglichen Standort- 
verteilung und behindert sowohl die optimale Nut- 
zung von Kraftwerken hoher Leistung als auch die 
wünschenswerte Entwicklung des Austausches von 
Elektrizität zwischen den Mitgliedstaaten. 

Im Raffineriesektor der Mineralölwirtschaft be- 
steht die Gefahr großer Überinvestitionen. 

Der Kommission, den Regierungen der Mitglied- 
staaten und den beteiligten Wirtschaftskreisen eine 
Kenntnis über die beschlossenen Investitionsvor- 
haben auf Gemeinschaftsebene zu verschaffen, ist 
ferner deshalb angezeigt, um einen rechtzeitigen 
Gedankenaustausch über die Infrastrukturplanung, 
insbesondere die Anlage und den Ausbau von Mine- 
ralölhäfen sowie die Ausrichtung der Pipelinefüh- 
rung für Erdöl und Gas zu ermöglichen. 

Die Kommission schlägt vor: 

1. Neben den Verfahren, die im Rahmen des EGKS- 
und des EAG-Vertrages angewendet werden, 
wird für den Energiesektor eine Mitteilung sol- 
cher Investitionsvorhaben eingeführt, die auf 
dem Gebiet der Produktion, des Transports und 
der Verteilung von gemeinschaftlichem Interesse 
sind. 

2. Auf dieser Grundlage 

a) werden jährlich mit den Vertretern der Mit- 
gliedstaaten Konfrontationen der Investitions- 
vorhaben und der Investitionspolitiken unter 
dem Gesichtspunkt der mittelfristigen Orien- 
tierungen diirchgeführt; 

b) wird erforderlichenfalls ein Meinungsaus- 
tausch über Investitionsvorhaben herbeige- 
führt oder eine Stellungnahme hierzu abgege- 
ben; 

c) werden Empfehlungen an die Mitgliedstaaten 
gerichtet für den Fall, daß eine Anwendung 
der unter a) und b) erwähnten Mittel eine den 
energiepolitischen Interessen der Gemein- 
schaft zuwiderlaufende und unmittelbar 
drohende Gefahr von Überinvestitionen in 
einzelnen Sektoren nicht abzuwenden vermag. 
Für den Fall, daß diese Empfehlungen wir- 
kungslos bleiben, werden gemeinschaftliche 
Verfahren für den Erlaß von Entscheidungen 
vorgeschlagen. 

III. Struktur der Gemeinschaltsindüstrie — Ausbau 
oder Beibehaltung bestimmter Produktions- 
kapazitäten 

Das angestrebte Ziel besteht darin, die Strukturen 
des Energiesektors der Gemeinschaft so zu gestalten, 
das der rasch wachsenden Nachfrage unter den ge- 
wünschten Kosten- und Sicherheitsbedingungen 
Rechnung getragen werden kann. Durch Einfluß- 
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nähme auf die Strukturen muß die Aufrechterhal- 
tung eines gesunden Wettbewerbs auf dem Markt 
sichergestellt werden. Ferner müssen geeignete For- 
men vorgesehen werden, um wünschenswerte Zu- 
sammenschlüsse und Kooperationen von Unterneh- 
men auch über die inneren Grenzen der Gemein- 
schaft hinweg zu fördern und damit eine vorwie- 
gende Ausrichtung dieser Vorgänge auf nationale 
Räume zu vermeiden. 

Auf dem Gebiet der Beschäftigungspolitik müssen 
Maßnahmen ergriffen werden, die sicherstellen, daß 
in den verschiedenen Sektoren Arbeitskräfte mit der 
erforderlichen Qualifikation zur Verfügung stehen. 

Auf dem Kohlesektor können die bestehenden 
Produktions- und Verteilungsstrukturen in bestimm- 
ten Fällen dem Erfolg der Bemühungen entgegen- 
stehen, die zur Rationalisierung des Abbaus und zur 
Verbesserung der Kostensituation im Hinblick auf 
die Schaffung einer ausgewogenen Kohlenwirtschaft 
unternommen werden. 

Im Bereich der Kohlenwasserstoffe muß angestrebt 
werden, eine ausreichende Anzahl von gesunden 
Unternehmen in der Gemeinschaft zu erhalten, die 
in einem fairen Wettbewerb stehen. Denjenigen 
Unternehmen der Gemeinschaft, die nicht in aus- 
reichendem Maße integriert sind, muß der Erwerb 
eigener Rohölquellen erleichtert werden, um ihr 
Verbleiben im Markt und damit die für die Funk- 
tionsfähigkeit des Wettbewerbs erforderliche Markt- 
struktur und eine Streuung der Versorgungsquellen 
zu sichern. 

Auf dem Kernenergiesektor läßt sich der Aufbau 
einer wirtschaftlich leistungsfähigen Reaktorindu- 
strie, die Voraussetzung für das Anlaufen einer 
echten Kernenergie ist, nur dann erreichen, wenn 
die Zahl der Reaktortypen reduziert wird und Bau 
sowie Indienststellung von Prototyp-Reaktoren oder 
des ersten Reaktors einer industriellen Baureihe mit 
öffentlichen Mitteln unterstützt werden. Unterneh- 
men der Gemeinschaft müssen ferner — vorzugs- 
weise in einem gemeinschaftlichen Rahmen — ver- 
anlaßt werden, ihre Anstrengungen auf dem Gebiet 
der Uranprospektion innerhalb und vor allem außer- 
halb der Gemeinschaft zu verstärken®). 

Da die gegenwärtigen Strukturen der Unterneh- 
men und der Versorgungsnetze auf dem Elektrizi- 
tätssektor nicht immer den rationellsten Bedingun- 
gen für die Ausnutzung der Anlagen entsprechen, 
sind in das vorgeschlagene Hinweisende Programm 
gegebenenfalls Hinweise zu strukturverbessernden 
Maßnahmen aufzunehmen. 

Die Kommission schlägt vor: 

1. Für die Kohle: 

a) Die von den betreffenden Ländern aufgestell- 
ten mittelfristigen Mengenvorausschauen für 


Die industriellen und technologischen Aspekte der Ent- 
wicklung der Kernenergie in der Gemeinschaft sind im 
einzelnen im „Bericht über die Probleme der Nuklear- 
politik der Gemeinschaft" dargestellt, den die Kom- 
mission dem Rat am 9. Oktober 1968 vorgelegt hat. 


die einzelnen Reviere ®) werden im Hinblick 
auf die notwendige Anpassung der Förderung 
an die Marktentwicklung und die Konzentra- 
tion der verbleibenden Förderung auf die An- 
lagen mit der höchsten Produktivität unter 
Beachtung ihrer Lage zu den Absatzmärkten 
und der Reserven an den nachgefragten 
Qualitäten miteinander verglichen. Dabei ist 
der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung 
der betreffenden Regionen Rechnung zu 
tragen. 

b) Es wird ein gemeinschaftliches Beihilfesystem 
eingeführt, das in Verbindung mit den zu ent- 
wickelnden handelspolitischen Bestimmungen 
die Förderung ermöglichen soll, die für die 
Versorgung der Gemeinschaft erforderlich ist. 

c) Die bestehenden gemeinschaftlichen Beihilfe- 
systeme und die einzelstaatlichen Maßnahmen 
zugunsten des Steinkohlenbergbaus werden 
besser koordiniert und auf die Erreichung der 
energiepolitischen Ziele der Gemeinschaft 
ausgerichtet. 

2. Für die Kohlenwasserstoffe: 

a) Die „zwischen den Unternehmen mit Sitz in 
der Gemeinschaft zur Zeit bestehenden Unter- 
schiede in den Wettbewerbsbedingungen, die 
darauf zurückzuführen sind, daß gewisse 
Zweigniederlassungen von Unternehmen drit- 
ter Länder direkte oder indirekte Vorteile ge- 
nießen" werden beseitigt, und zwar ins- 
besondere durch steuerliche Maßnahmen. 

b) In Übereinstimmung vor allem mit den vor- 
geschlagenen Maßnahmen im Bereich der In- 
vestitionsfinanzierung (vgl. die Vorschläge zu 
C IV) werden Vorkehrungen getroffen, die 
den Unternehmen der Gemeinschaft den Er- 
werb eigener Vorkommen zur Versorgung der 
Gemeinschaft erleichtern. 

Die Zusammenfassung oder die Entwicklung 
der Schürfung und der Erzeugung in einem 
rechtlichen Rahmen, für die die Konstruktion 
des „Gemeinsamen Unternehmens" im Sinne 
des EAG-Vertrags ein Vorbild liefert, bietet 
die Möglichkeit, Initiativen von anerkannter 
europäischer Bedeutung durch Gewährung 
von Beihilfen oder Vergünstigungen, insbe- 
sondere steuerlicher Art, zu fördern. Es wer- 
den Maßnahmen ergriffen, um die Rechtsform 
des Gemeinsamen Unternehmens für Gemein- 
schaftsprojekte auch im Bereich der Kohlen- 
wasserstoffe nutzbar zu machen. 

3. Für die Kernbrennstoffe: 

a) Es werden Maßnahmen ergriffen, die sicher- 
stellen, daß die Rechtsform des Gemeinsamen 
Unternehmens sowohl für den Bereich der 
Prospektion und der Ausbeutung von Uran- 
vorkommen als auch gegebenenfalls für die 

vgl. Ziffer 9 des Abkommensprotokolls vom 21. April 
1964 

vgl. Ziffer III A 1 d des Dok. des Rates Nr. 1014/67 - 
ECO 115 
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Errichtung einer gemeinschaftseigenen Isoto- 
pcntrennanlage nutzbar gemacht werden kann. 

b) Die Bedingungen für die Anwendung von Ar- 
tikel 70 EAG-Vertrag werden dahin erweitert, 
daß sich die Kommission auch an Schürfungs- 
vorhaben außerhalb der Gemeinschaft beteili- 
gen kann. 

c) Die Vorschriften des Kapitels VI des EAG- 
Vertrags weiden so geändert, daß eine markt- 
wirtschaftliche Versorgung mit Kernbrenn- 
stoffen ermöglicht wird. Die Versorgungs- 
agentur der Gemeinschaft könnte als kom- 
merzielles Instrument der Versorgungspolitik 
der Gemeinschaft eingesetzt werden, soweit 
sich noch keine Märkte mit ausreichendem 
Angebot gebildet haben oder soweit sich lang- 
fristige Versorgungsprobleme für die Gemein- 
schaft ergeben. Die Versorgungsagentur muß 
ferner über alle Geschäfte mit Kernbrennstof- 
fen unterrichtet werden, und sie muß in die 
Lage versetzt werden, in Krisenlagen Ange- 
botslücken auszugleichen. 

d) Es ist ein baldiger Beschluß über die Errich- 
tung einer Isotopentrennanlage in der Ge- 
meinschaft herbeizuführen. 

IV. Finanzierung der Investitionen 

Um die Einführung von strengen einfuhr- und 
marktregulierenden Vorschriften zu vermeiden, 
sollte die Gemeinschaft durch verschiedene Finan- 
zierungsmaßnahmen (z. B. unmittelbare Beteiligung 
an der Finanzierung, Zinsvergütung, Anleihebürg- 
schaften) die Verwirklichung bestimmter Investi- 
tionsvorhaben im Energiesektor — insbesondere im 
Bereich der Schürfung und Ausbeutung von außer- 
halb der Gemeinschaft gelegenen Versorgungsquel- 
len — fördern, die im Gemeinschaftsinteresse erfor- 
derlich sind, für die aber kein ausreichendes Kapital 
bereitgestellt wird. Um den Umfang dieser Maßnah- 
men unter Kontrolle zu halten, sollten nur konkrete 
Vorhaben auf Grund eines fallbezogenen Beschlus- 
ses in einem dafür besonders geeigneten Verfahren 
unterstützt werden. Die zur Förderung von Investi- 
tionsvorhaben auf dem Energiesektor der Gemein- 
schaft bereits zur Verfügung stehenden Hilfsmittel 
müssen in Übereinstimmung mit der gemeinschaft- 
lichen Energiepolitik eingesetzt werden. 

Die Kommission schlägt vor; 

1. Durch gemeinschaftliche Garantiozusagen oder 
Finanzierungsmöghehkeiten soll die Verwirk- 
lichung solcher konkreter Vorhaben in der Ener- 
giewirtschaft erleichtert werden, deren gemein- 
schaftliches Interesse durch Beschluß in einem 
dafür vorgesehenen besonderen Verfahren an- 
erkannt ist. 


2. Zur Förderung von Investitionsvorhaben auf dem 
Energiesektor werden die der Gemeinschaft 
zur Verfügung stehenden Finanzierungsmittel 
(direkte Beteiligung der Kommission, Gewährung 
von Sonderrechten für Vorhaben mit dem Status 
eines gemeinsamen Unternehmens gemäß dem 
EAG-Vertrag, Interventionen der Europäischen 
Investitionsbank) so eingesetzt, daß sie den Zie- 
len der gemeinschaftlichen Energiepolitik dienen. 

V. Forschung 

Im Rahmen der Vorschriften des EGKS-Vertrages 
und des EAG-Vertrages hat die Kommission den Rat 
bereits mit Vorschlägen für ein mittelfristiges For- 
schungsprogramm befaßt ^^) ^“). Sie hält es für ge- 
boten, durch Koordination und Anregung von For- 
schungsvorhaben die Stellung der Mineralölwirt- 
schaft der Gemeinschaft zu stärken. 

Außerdem müssen Forschungsvorhaben gefördert 
werden, die den langfristigen Interessen der Ge- 
meinschaft auf dem Energiesektor im Hinblick auf 
eine möglichst sichere und billige Versorgung Rech- 
nung tragen. 

Die Kommission schlägt vor: 

1. Außer der Durchführung der dem Rat bereits 
unterbreiteten mittelfristigen Programme für For- 
schung und technologische Entwicklung^^), die 
der mittelfristigen Orientierung der Energie- 
polilik Rechnung trägt, wird die wissenschaftliche 
Forschung auf dem Erdölsektor auf den Gebieten 
koordiniert und angeregt, auf denen die einzel- 
staatlichen Institute oder die Unternehmen der 
Gemeinschaft für sich allein nicht tätig werden 
können. 

2. Auf anderen, in langfristiger Sicht für die Ener- 
gieversorgung der Gemeinschaft wichtigen Ge- 
bieten wird die wissenschaftliche und technische 
Forschung gefördert. Das gilt insbesondere für: 

a) die Erforschung neuer Techniken für die Ener- 
gieerzeugung; 

b) die wissenschaftliche Untersuchung der Pro- 
bleme im Zusammenhang mit der Verunreini- 
gung von Luft und Wasser. 

Der „Entwurf des Mehrjahresprogramms für Forschung 
und Ausbildung" (Dok. KOVI [GS] 801) ist dem Rat am 
9. Oktober 1968 von der Kommission vorgelegt wor- 
den. 

^“) Das „Mittelfristige Forschungsprogramm Kohle" (Dok. 
Sek [68] 2514 endg.) ist dem Rat am 22. Juli 1968 von 
der Kommission vorgelegt worden. 

'‘^) Im Bereich der Kernenergie sind energiepolitisch be- 
deutsam das Programm der Reaktorentwicklung, For- 
schungen im Bereich der Natururanprospektion und 
Forschungen auf dem Gebiet der Urananreicherung. 
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